
Sicherheitspolitik und öffentliche Meinung 

Von Hans Rattinger 

Ein gewisses Ausmaß an Konsensfähigkeit und gesellschaftlicher Akzeptanz militärischer 
Sicherheitspolitik ist in zweierlei Hinsicht unabdingbar: Zum einen läßt sich Politik in 
keinem inhaltlichen Bereich auf längere Sicht gegen die Ablehnung breiter Bevölkerungs-
teile betreiben. Zum zweiten reicht es für die langfristige Glaubwürdigkeit militärischer 
Verteidigungsfähigkeit und Abschreckungspotentiale für andere Nationen nicht aus, daß 
entsprechende militärische Vorbereitungen getroffen und effektiv organisiert werden 
können. Die andere Seite muß auch davon ausgehen, daß die Entschlossenheit der 
politischen Führung zum Einsatz militärischer Macht im Notfall von der Bevölkerung 
mehrheitlich zu einem gewissen Grad unterstützt oder doch zumindest toleriert wird. 
Wenn, wie es heute häufig geschieht, erhebliche Zweifel an der Akzeptanz und Konsens-
fähigkeit militärischer Sicherheitspolitik in der Bundesrepublik vorgetragen werden, dann 
ist die Untersuchung ihres sozialen Kontexts dringend erforderlich, d. h. also auch der 
sicherheitspolitischen Einstellungen, Wahrnehmungen und Bewertungen in der Bevölke-
rung. 

Oft hört man, die öffentliche Meinung zur Sicherheitspolitik in der Bundesrepublik sei 
gekennzeichnet durch die Ausbreitung von Neutralismus und Pazifismus, durch zuneh-
mende Ablehnung alles Militärischen, durch Ablehnung der Nachrüstung, Feindseligkeit 
gegenüber den Vereinigten Staaten und Skepsis gegenüber der NATO, geringere Angst vor 
der Sowjetunion als vor den Vereinigten Staaten. Je nach politischem Standpunkt wird 
diese Entwicklung mit Sorge oder Jubel quittiert. Manche Beobachter sprechen von einer 
vorübergehenden Erscheinung, vergleichbar mit dem Widerstand gegen die Wiederbewaff-
nung der Bundesrepublik oder die Atomrüstung in den fünfziger Jahren, andere wiederum 
meinen, die längst fällige »Demokratisierung« der Sicherheitspolitik sei nun da und nicht 
rückgängig zu machen. Ein gewichtiger Unsicherheitsfaktor aller derartigen Bewertungen 
ist natürlich, in welchem Umfang der Kontext der militärischen Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik in der Tat durch neue Realitäten gekennzeichnet ist. Ein halbwegs 
objektives Bild dieser »neuen Realitäten« ist dringend erforderlich. Um ein solches Bild zu 
zeichnen, ist man angewiesen auf die Materialien der Umfrageforschung und der Demo-
skopie zur Stellung und Bewertung der Sicherheitspolitik in der öffentlichen Meinung. 

Ein solches halbwegs objektives Bild zu erhalten, ist äußerst problematisch. Der Einsatz 
von Meinungsumfragen und die (ausgewählte) Veröffentlichung ihrer Ergebnisse auf 
diesem Gebiet unterliegen zumindest zum Teil politischen Intentionen. Oft geht es gar 
nicht darum, eine neutrale Analyse zu liefern, sondern unter dem Mäntelchen der 
wissenschaftlichen Objektivität wird versucht, die eigene Position oder die der Auftrag-
geber als diejenige der Bevölkerungsmehrheit zu reklamieren. Die Beschreibung der 
angeblichen »Realität« ist dann selbst ein Versuch, diese Realität zu beeinflussen. Die 
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Versuchung eines derartigen Einsatzes von Untersuchungen der öffentlichen Meinung zur 
Sicherheitspolitik wird verstärkt durch zwei Grundprobleme solcher Studien: 

Erstens wurden solche Themen früher, als die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik auf 
der Ebene der politischen Eliten kaum umstritten war, in Meinungsumfragen nur selten 
angesprochen und, wenn überhaupt, dann nicht in einer mit heute vergleichbaren Diffe-
renzierung. Deshalb gibt es zu vielen spezifischen Sicherheitsproblemen wenig geeignete 
Vergleichsdaten aus früheren Jahren. Oft weiß man also nicht, ob es sich bei Ergebnissen, 
die heute plakativ herausgestellt werden, wirklich um neuartige Einstellungen in der 
Bevölkerung handelt, oder ob man vielmehr über die Vergangenheit diesbezüglich nicht 
sehr viel weiß, weil man damals mangels Aktualität gar nichts wissen wollte. 

Zweitens ist der Themenbereich der militärischen Sicherheitspolitik, zu dem heutzutage 
öfters in Meinungsumfragen differenzierte und erhebliches Detailwissen voraussetzende 
Fragen gestellt werden, nicht evidenterweise für die Mehrheit der befragten Stichproben 
sonderlich bekannt, interessant oder persönlich bedeutungsvoll. Unter solchen Bedingun-
gen kann die reaktive Messung im mündlichen Interview in erheblichem Umfang soge-
nannte »Nicht-Attitüden« hervorbringen1: Anstatt anzugeben, daß sie etwas nicht wissen 
oder kein Urteil haben, können Befragte rein zufällig aus den Antwortvorgaben auswählen 
oder sich an der von ihnen wahrgenommenen sozialen Norm orientieren, oder ihre 
Antworten reflektieren tieferliegende oder andersartige Einstellungsdimensionen, die man 
mit der entsprechenden Frage gar nicht erfassen möchte. Ein Beispiel: Wenn man nach der 
Wahrscheinlichkeit fragt, daß die Sowjetunion unter bestimmten Umständen in der 
Zukunft einen Krieg in Europa beginnen könnte, dann ist es durchaus denkbar, daß sich 
bei einem beträchtlichen Anteil der Untersuchungspersonen in ihrer Antwort vor allem ihr 
negativer Affekt gegenüber der Sowjetunion niederschlägt, daß also in Wirklichkeit nicht 
die subjektive Wahrscheinlichkeit bestimmter zukünftiger Kriegsereignisse ermittelt wird. 
Ein zweites Beispiel: Wenn man nach der Entwicklung der Beziehungen zwischen den 
Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik seit Amtsantritt Präsident Reagans fragt, dann 
kann bei einer Reihe von Personen die Bewertung der Person auf die Wahrnehmung der 
Entwicklung der Beziehungen durchschlagen. In dieser Situation hängen die Verteilungen 
der Antworten in Meinungsumfragen häufig in erheblichem Umfang von der Formulie-
rung der Fragestellung ab. In dem zuletzt gegebenen Beispiel hätte man ja auch nach der 
Entwicklung der Beziehungen »in den letzten zwei bis drei Jahren« fragen können. Auf 
derartige »Instrumenteneffekte« wird später nochmals zurückzukommen sein. Sie sind 
jedenfalls eine der Grundlagen für den - bewußten oder unbewußten - politisch-manipula-
tiven Einsatz von Umfrageergebnissen zum Thema der Sicherheitspolitik. Die Leiter der 
»Forschungsgruppe Wahlen« in Mannheim formulierten, »daß derjenige, der die Fragen 
stellt, auch die Antworten mitbestimmt«2• Da es nur relativ wenig systematische politik-
wissenschaftliche oder sozialpsychologische Forschung zur Entstehung und zur Struktur 
von Einstellungen zur Außenpolitik im allgemeinen und zur Sicherheitspolitik im beson-
deren gibt3, kann die Abschätzung solcher Effekte im konkreten Einzelfall recht schwierig 
sein. 

1 P. E. Converse, »Attitudes and Non-Attitudes« in: The Quantitative Analysis of Social Problems, 
hg. v. E. R. Tufte, Reading, Mass. 1970, S. 168-189; C. H. Achen, »Mass Political Attitudes and 
the Survey Response• in: The American Political Science Review, 69 (1975), S. 1218-1231. 

2 M. Berger, W. G. Gibowski und D. Roth, »Zwei Drittel gegen neue Raketen• in: Die Zeit vom 
7. 10. 1983, S. 3. 

3 Vgl. etwa}.N. Rosenau, Public Opinion and Foreign Policy, New York 1961; B.B. Hughes, The 
Domestic Context of American Foreign Policy, San Francisco 1978. 
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Üblicherweise werden in der Einstellungsforschung kognitive, affektive und verhaltens-
orientierte (konnative) Komponenten unterschieden4

• Hinzu tritt die Zentralität (persönli-
che Bedeutung) von Einstellungen, deren Stellung in dieser Klassifikation nicht ganz 
eindeutig ist. Trotzdem hilft diese Unterscheidung, die wesentliche Problematik der 
Erfassung sicherheitspolitischer Einstellungen in der Öffentlichkeit zu präzisieren. Hin-
sichtlich der kognitiven Komponente (wie sieht das militärische Kräfteverhältnis aus, wer 
könnte einen Krieg gewinnen etc.) fehlt in der Regel jeglicher individuelle Erfahrungs- und 
Erkenntnisraum. Hinsichtlich der Verhaltensorientierung ist anzumerken, daß Sicherheits-
politik, von Ausnahmen abgesehen (Bereitschaft zur Wehrdienstverweigerung oder zur 
Teilnahme an Demonstrationen gegen Raketenstationierung etc.), nicht persönliche Ver-
haltensweisen betrifft, sondern durch das politische System für das Kollektiv zu treffende 
Grundsatz-, Programm- und Implementationsentscheidungen. In wichtigen sicherheitspo-
litischen Kontroversen stehen individuelle Verhaltensdispositionen gar nicht zur Debatte; 
vielmehr geht es um Präferenzen über Positionen und Aktionen des politischen Systems. 
Man könnte hier die Hypothese wagen, die sicherlich noch der empirischen Überprüfung 
bedarf, daß je niedriger die Zentralität sicherheitspolitischer Themen für Individuen ist, 
desto eher die kognitiven und verhaltensorientierten Einstellungsdimensionen durch den 
affektiven Gehalt des jeweiligen Stimulus überlagert werden. 

Was sagen einem nun die verfügbaren Umfragematerialien über sicherheitspolitische 
Einstellungen in der Bevölkerung der Bundesrepublik5 , wenn man sie mit einer derartigen 
skeptischen Sichtweise betrachtet? Auch bei einer knappen Übersicht ist es erforderlich, 
einige zentrale Komplexe sicherheitspolitischer Einstellungen in der Bevölkerung zu 
differenzieren. Die persönliche Bedeutung des Problemkreises »Sicherheitspolitik« ist für 
große Mehrheiten in der Bevölkerung nach wie vor ziemlich gering und rangiert mit 
großem Abstand nach wirtschaftspolitischen Problemen, aber auch nach Alterssicherung, 
innerer Sicherheit und Umweltschutz. Auch Interesse und Informationsstand sind ziem-
lich niedrig. Die hohe Bewertung des Friedens als allgemeinem Ziel der Politik steht dazu 
nicht im Widerspruch, da sie sich mit jeder Bewertung konkreter sicherheitspolitischer 
Lösungsvorschläge verträgt. Dieser Bereich der Lösungsstrategien aber wird als weit 
weniger wichtig eingestuft als in vielen anderen politischen Aufgabenbereichen. Über 
oberste außen- und sicherheitspolitische Wertprioritäten herrscht in der Bevölkerung der 
Bundesrepublik ein sehr breiter Konsens: Die Ziele der Friedenserhaltung, der äußeren 
Sicherheit, der Unabhängigkeit und der Selbstbestimmung werden nahezu universell 
akzeptiert. Ein recht weitgehender Konsens herrscht auch nach wie vor hinsichtlich der 
globalen Formulierung von Instrumenten, um diese obersten Wertprioritäten zu verwirkli-
chen bzw. zu erhalten: Der Grundsatz der militärischen Selbstverteidigung wird von einer 
großen Bevölkerungsmehrheit getragen und ebenso die Vorstellung, daß Abschreckung ein 
wirksames Mittel sei, den Frieden zu erhalten. Die Aufrechterhaltung eines militärischen 
Gleichgewichtes gilt den meisten Befragten auch noch heute als ein notwendiges und 

4 Vgl. M.]. Rosenberg und C.j. Hovland, Attitude Organization and Change, New Haven, Conn. 
1960. 

5 Die nachfolgend zusammengefaßten Befunde sind ausführlich dargestellt und dokumentiert in: 
H. Rattinger, »Public Opinion on National Security in Germany« in: Public Opinion and Atlantic 
Defense, hg. v. G.A. Flynn und H.Rattinger, Totowa, N.J. 1984 (im Druck). Vgl. auch H.-G. 
Raeder, »Meinungsbildung und Meinungsänderung zur Sicherheitspolitik unter dem Einfluß 
politischer Ereignisse« und R. Zoll, »Sicherheitspolitik und Streitkräfte im Spiegel öffentlicher 
Meinungen in den Vereinigten Staaten von Amerika und der Bundesrepublik Deutschland«, beide 
in: Sicherheit und Militär, hg. v. R. Zoll, Opladen 1982, S. 66-119 und 33-65. 
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sinnvolles Instrument der Friedenssicherung. Ebenso »populär« sind Maßnahmen zu 
internationaler Verständigung und Spannungsabbau, wie etwa Rüstungskontrolle und 
Abrüstung, internationale Verhandlungen, Entspannungspolitik im allgemeinen. Auch die 
NATO erfreut sich, entgegen anderslautenden Behauptungen, weitverbreiteter Unterstüt-
zung. Im Mai 1983 hielten nach einer Umfrage der »Forschungsgruppe Wahlen« 90 Pro-
zent der Befragten die NATO für »notwendig für die Erhaltung des Friedens in Europa«, 
auch bei den Anhängern der »Grünen« waren es immerhin noch 56 Prozent (ZDF-
Politbarometer Mai 1983). 

überwiegende Ablehnung der gegenwärtigen Sicherheitspolitik, Probleme der Konsens-
fähigkeit und der Akzeptanz, zeigen sich beim Übergang zur Ausfüllung dieser globalen 
politischen Zielvorhaben, zu Strategien zu ihrer Durchsetzung in konkreten Einzelmaß-
nahmen und konkreten Konfliktszenarien. Die prinzipielle Unterstützung für militärische 
Selbstverteidigung bricht deutlich ein, wenn von Kriegführung auf dem Boden der 
Bundesrepublik die Rede ist; bei Hinweis auf nukleare Kampfhandlungen auf dem Boden 
der Bundesrepublik bleibt von der ursprünglichen Befürwortung der Selbstverteidigung 
nicht mehr viel übrig. Rüstungsausgaben, also Ausgaben für die Vorbereitung der eigent-
lich bejahten Verteidigung, sind recht unpopulär, fast so unpopulär wie für Entwicklungs-
hilfe und den öffentlichen Dienst. Neue Waffensysteme erfreuen sich geringer Beliebtheit, 
besonders natürlich nukleare Waffensysteme - wie etwa die Neutronenwaffe oder die 
derzeit in Aufstellung befindlichen Mittelstreckensysteme. Auch eine eventuelle Auswei-
tung des Aktionsbereiches der NATO, etwa durch Einsatz der Bundeswehr im Nahen 
Osten, wird entschieden abgelehnt. Die prinzipielle Akzeptanz von Verteidigung und 
Abschreckung als Instrumenten der Friedenssicherung und Selbstbehauptung läßt es 
durchaus zu, die konkreten Implikationen solcher instrumenteller Vorgaben zurückzu-
weisen. 

Was die Wahrnehmung und Beurteilung von vergangenen und gegenwärtigen sicher-
heitspolitischen Fakten angeht sowie die Erwartung zukünftiger Entwicklungen, so zeigen 
die verfügbaren Umfragematerialien keine dramatischen Veränderungen über die letzten 
Jahre hinweg. Die Sowjetunion wird nach wie vor als deutlich überlegen eingeschätzt, die 
Kriegsgefahr gilt den meisten Befragten in Europa als relativ gering, sie wird vor allem vom 
Osten ausgehend gesehen. Derartige Wahrnehmungen und Erwartungen folgen, wie nicht 
anders zu erwarten, sehr stark aktuellen weltpolitischen Ereignissen, wie etwa dem 
Einmarsch in Afghanistan oder dem Abschuß eines koreanischen Passagierflugzeugs. 

Die Einschätzung der weltpolitischen Akteure hat sich ebenfalls in den letzten Jahren 
nur geringfügig verändert. Es überwiegen negative und von Mißtrauen gekennzeichnete 
Bewertungen der Sowjetunion sowie positive Stereotype der Vereinigten Staaten, der 
NATO und der übrigen westlichen Partner. Die Beistandsverpflichtungen der Vereinigten 
Staaten und der NATO werden insgesamt als recht glaubwürdig eingeschätzt. 

Vorhin war davon die Rede, daß die Bedeutung von Frageformulierungen für die 
Verteilung der Ergebnisse in dem Ausmaß zunimmt, wie persönliche Bedeutung, Informa-
tion und Interesse der Befragten hinsichtlich der jeweiligen Thematik abnehmen. Dies läßt 
sich selbst noch im Fall der ebenfalls oben erwähnten Ablehnung der westlichen Nachrü-
stung durch Bevölkerungsmehrheiten in der Bundesrepublik demonstrieren, bei der viele 
Vertreter und Anhänger der Friedensbewegung davon ausgehen, daß es sich um ein fast 
allen Deutschen auf den Nägeln brennendes Problem handele. In der nachfolgenden 
Tabelle sind Ergebnisse der »Forschungsgruppe Wahlen« und des »Instituts für Demosko-
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Umfrageergebnisse zur Nachrüstung im Mai bis September 1983 (%) 

Mai Juni Juli September September 

Weiter über Abrüstung verhandeln 
und keine neuen Raketen in der 72 72 76 65 46 Sollen nicht aufgestellt werden 
Bundesrepublik aufstellen 

Weiter über Abrüstung verhandeln, 
aber gleichzeitig neue Raketen in der 25 25 20 31 
Bundesrepublik aufstellen 31 Sollen aufgestellt werden 
Abrüstungsverhandlungen abbrechen 
und neue Raketen in der 3 2 3 3 
Bundesrepublik aufstellen 

Weiß nicht 1 1 1 1 23 Unentschieden 

Forschungsgruppe Wahlen (Mannheim), Institut für Demoskopie (Allensbach), Stern, 
Die Zeit, 7. 10. 1983: 20. 10. 1983: 
»In Genf führen die Sowjetunion und die USA derzeit Abrüstungsverhandlungen »Wenn es in Genf zu keiner Einigung kommt 
über Mittelstreckenraketen. Wenn diese Verhandlungen bis zum Herbst zu keiner und die Sowjetunion ihre SS-20-Raketen auf 
Einigung führen, was soll dann geschehen?« Europa gerichtet stehen läßt: Sollen dann in 

der Bundesrepublik die neuen Pershing-II-
Raketen und Marschflugkörper aufgestellt 
werden, wie es der Nato-Doppelbeschluß 
vorsieht, oder sollen sie nach Ihrer Ansicht 
nicht aufgestellt werden?• 
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pie« (Allensbach) vom Sommer 1983 zu dieser Frage einander gegenübergestellt6
• Die 

Befragungen im September wurden nach dem Abschuß der koreanischen Boeing 747 
durchgeführt. Der Vergleich der Werte der »Forschungsgruppe Wahlen« vom September 
mit denjenigen der Vormonate spiegelt deutlich die Auswirkungen dieses Ereignisses 
wider. Der Vergleich zwischen den Septemberwerten beider Institute illustriert die Effekte 
der verschiedenen Frageformulierungen: Die Erinnerung des »Instituts für Demoskopie« 
an die auf Europa gerichteten sowjetischen Raketen verstärkt zwar nicht den Prozentsatz 
der Befürworter der Nachrüstung, die Opposition gegen die Stationierung ist jedoch 
signifikant niedriger als in der Studie der »Forschungsgruppe Wahlen«, die mit der 
Kombination »weiterverhandeln und nicht stationieren« die Befragten gewissermaßen zur 
Wahl der angenehmsten aller möglichen Welten einlädt. Bei dieser Variante der Frage gibt 
es dementsprechend auch kaum Antwortverweigerungen oder unentschiedene Befragte, 
während sich bei der Beschwörung der Bedrohung durch sowjetische Raketen fast ein 
Viertel der Befragten nicht festlegen wollen. 

Der Anteil der nicht ganz so eindeutigen Nachrüstungsgegner wurde von der »For-
schungsgruppe Wahlen« selbst ermittelt (ZDF-Politbarometer September 1983): diejeni-
gen, die sich für die attraktive Variante fortgesetzter Verhandlungen bei Aufschub der 
Stationierung entschieden hatten, wurden nach ihrer Haltung bei endgültigem Scheitern 
der Verhandlungen gefragt. Knapp ein Viertel der 65 Prozent Nachrüstungsgegner aus der 
Tabelle (15, l Prozent) befürworteten unter diesen Bedingungen die Stationierung, 49,8 
Prozent blieben bei ihrer Ablehnung. Viel deutlicher lassen sich die Auswirkungen kaum 
machen, welche die den Probanden jeweils vorgegebenen Informationen und Szenarien 
haben. Doch damit nicht genug. In der gleichen Studie wurde gefragt, ob bei einem 
Mißerfolg der Verhandlungen keinesfalls stationiert, weiter verhandelt und in geringerem 
Umfang als geplant stationiert, verhandelt und wie geplant stationiert, oder ohne Verhand-
lungen wie geplant stationiert werden solle. Und schon war die Ablehnung der projektier-
ten Nachrüstung wieder überwältigend; zu 45,4 Prozent völligen Gegnern gesellten sich 
26,9 Prozent, die bei gleichzeitigen Verhandlungen den Umfang der Nachrüstung redu-
ziert sehen wollten. Kernwaffen sind unpopulär, neue Kernwaffen sind besonders unpo-
pulär, also wird die Forderung, wenn schon Nachrüstung, dann wenigstens weniger 
Waffensysteme, von über einem Viertel der Befragten aufgegriffen. 

Als Fazit dieser Überlegungen läßt sich festhalten, daß sich Konsens- und Akzeptanz-
probleme in der öffentlichen Meinung zur Sicherheitspolitik in der Bundesrepublik vor 
allem hinsjc_htfü:;hinstrume_pJdler Aspekte festmachen lassen, darüber nämlich, was für die 
Verwirklichung nahezu univ.ersell g~teilter Zide getan werden soll und mu{L .Pieser 
Wiaerspi:uch zwischen der Befürwortung allgemeiner Zielvorgaben und der Ablehnung 
von Strategien zu ihrer Verwirklichung, die sich für den sicherheitspolitischen Experten 
mehr oder weniger zwingend aus den Zielen ergeben, kann nur bei oberflächlicher 
Betrachtungsweise als ein unerklärliches Paradox aufgefaßt werden. Solche Gegensätze 
sind möglich bei rel~E_iv geringer_persönlicher Bedeutung von Problembereichen,.i.a sie sind 
gewissermaßen Ausdruck die~r reTatlv-geringen]eaeutüi:ig. füdie.Zeritralität gering, sind 
derartige Gegensätze psychisch erträglich. Wahrscheinlich sind solche Widersprüche in der 
öffentlichen Meinung auch gar nicht neu, allerdings fehlt für frühere Jahre die heute 
verfügbare Bandbreite von Daten über die Akzeptanz bestimmter sicherheitspolitischer 

6 Zum internationalen Vergleich der Einste!lungen zur N ac:hrüstung in Westeuropa vgl. B. M. 
Russett und D.R. Deluca, »Theater Nuclear Forces: Public Opinion in Western Europe« in: 
Political Science Quarterly, 98 (1983), S. 179-196. 
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Maßnahmen und Szenarien. Soweit entsprechende Daten vorliegen, etwa aus den fünfziger 
Jahren, waren derartige Phänomene schon damals beobachtbar7

• Außerdem sind solche 
Widersprüche keineswegs auf den Bereich der militärischen Sicherheitspolitik beschränkt. 
Fast alle Menschen sind über das Waldsterben besorgt, aber weniger und langsamer Auto 
fahren, ihren Stromverbrauch einschränken etc. möchten nur Minderheiten. Den massen-
haften Hungertod in der Dritten Welt bedauert fast jeder, aber die Resonanz auf den 
Vorschlag einer zweckgebundenen Sondersteuer für entsprechende Hilfsmaßnahmen kann 
man sich leicht ausmalen. 

Soweit sich in der gesellschaftlichen Akzeptanz von Instrumenten der Sicherheitspolitik 
in den letzten Jahren gewisse Verschiebungen in Richtung auf noch stärkere Ablehnung 
vollzogen haben, können sie zum Teil sicherlich durch die in die breite Öffentlichkeit 
reichende Darstellung der westlichen Nuklearstrategie erklärt werden, die oftmals fälschli-
cherweise als »neuartig« bezeichnet oder mit der gegenwärtigen amerikanischen Admini-
stration verbunden wird. Für die öffentlichkeitswirksame Darstellung von Sicherheitspoli-
tik und Militärstrategie in der Bundesrepublik ist die Betonung von Fähigkeiten zur 
Kriegführung als Voraussetzung funktionsfähiger Abschreckung sicherlich ungewohnt. 
Genau diese Interpretation der Nuklearstrategie und der Abschreckungspolitik insgesamt 
aktualisiert aber diejenigen Teilbereiche sicherheitspolitischer Einstellungen, bei denen die 
geringste Konsensfähigkeit herrscht, nämlich Aspekte der Möglichkeit des konkreten und 
effektiven Einsatzes militärischer Machtmittel und der Notwendigkeit der entsprechenden 
Vorbereitung. Abschreckungsstrategie als Androhung unakzeptablen Schadens zu inter-
pretieren, war und ist unter dem Gesichtspunkt gesellschaftlicher Akzeptanz wesentlich 
unproblematischer, zumal sich die andere Interpretation der Abschreckungsstrategie her-
vorragend für das (absichtliche) Mißverständnis eignet, es ginge nicht nur um die Fähig-
keit, militärische Konflikte erfolgreich bestehen zu können, sondern um den Wunsch, dies 
zu tun. Die gegenwärtige Sicherheitspolitik, die westliche Allianz und etablierte Muster 
der militärischen Verteidigung werden aber in der Öffentlichkeit sicherlich nur so lange 
akzeptiert, wie ausschließlich friedliche Absichten der eigenen Seite wahrgenommen 
werden. 

Eine gar nicht zu unterschätzende Rolle bei der Formung und Entwicklung der 
öffentlichen Meinung zur Sicherheitspolitik spielen der Inhalt der Medien und die Mei-
nungsführer innerhalb und außerhalb der politischen Parteien8• Wegen der geringen 
persönlichen Bedeutung des Problembereichs für viele Menschen, ihrer geringen Einsicht 
und Erfahrung geht das auch gar nicht anders. Die große Rolle der Parteien zeigt sich nicht 
zuletzt daran, daß Einstellungen zu sicherheitspolitischen Fragen durch die Parteineigung 
der Befragten sehr viel stärker diskriminiert werden als durch alle sozialstrukturellen 
Merkmale, wie etwa Alter, Ausbildung, Geschlecht, Konfession etc. 9 Da der Themenbe-
reich nur für einen kleinen Teil der Bürger so zentral ist, daß sie sich politisch derjenigen 

7 Vgl. etwa K. W. Deutsch und L. Edinger, Germany Rejoins the Powers, New York 1973. 
8 Zu Eliteneinstellungen zur Sicherheitspolitik in der Bundesrepublik vgl. D. Schössler und 

E. Weede, West German Elite Views on National Security and Foreign Policy lssues, Königstein 
1978; H. Siegmann, Sicherheitspolitik im Wandel der Elitemeinungen (Wissenschaftszentrum 
Berlin, IIVG/dp 83/115), Berlin 1983. 

9 Teilt man etwa die insgesamt 65 Prozent Ablehnung der Nachrüstung der Tabelle (laut »For-
schungsgruppe Wahlen«) entsprechend auf, dann erhält man - zwischen den jeweils extremen 
Kategorien - folgende Prozentpunktdifferenzen: Alter: 14 Prozent, Ausbildung: 16 Prozent, 
Geschlecht: neun Prozent, Kirchgangshäufigkeit: neun Prozent, dagegen Parteiidentifikation: 71 
Prozent. • 
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Kraft anschließen, die die für sie akzeptabelsten Positionen vertritt, also notfalls auch ihre 
bisherige Parteibindung aufgeben, kann das nur bedeuten, daß ein großer Teil der 
Bevölkerung entweder von vornherein mit der bevorzugten Partei übereinstimmt oder 
aber mit seinen Einstellungen zu diesem Themenkomplex die Positionen der aus anderen 
Gründen bevorzugten Partei aufgreift. Auch dies ist ein Indiz der verbreitet geringen 
persönlichen Wichtigkeit im Vergleich zu anderen Problemen. Insgesamt ist die Entwick-
lung der öffentlichen Meinung zur Sicherheitspolitik in der Bundesrepublik in den letzten 
Jahren bereits heute als ein Lehrbeispiel in politischer Massenkommunikation zu betrach-
ten10. Die öffentliche Meinung gibt zu einem beträchtlichen Umfang die Echokammer für 
die Auseinandersetzungen auf der Ebene der politischen Eliten ab. Überspitzt kann man 
sagen, daß diejenigen politischen Eliten, die meinen, das Problem des Zusammenbruchs 
der gesellschaftlichen Akzeptanz der etablierten Sicherheitspolitik identifiziert zu haben, 
selbst ein Teil des Problems sind. 

Auf der Ebene der öffentlichen Meinung gibt es zu den meisten Aspekten der gegenwär-
tigen Sicherheitspolitik kaum ein gravierendes Problem der Konsensfähigkeit und der 
Akzeptanz. Allerdings geht es nicht nur um numerische Mehrheiten. Wenn Minderheiten 
mit hoher Intensität der Einstellungen »schweigenden Mehrheiten« gegenüberstehen, dann 
ist die Erforschung der öffentlichen Meinung sorgsam zu trennen von der politischen 
Auseinandersetzung, dem Versuch, die öffentliche Meinung zu beeinflussen, und dem 
Anliegen, in der Kontroverse die eigene Anhängerschaft als möglichst zahlenreich und 
artikuliert erscheinen zu lassen. Welche Stellung auch immer man dabei in den gegenwärti-
gen Auseinandersetzungen um die Sicherheitspolitik der Bundesrepublik beziehen mag, 
eines signalisieren die verfügbaren Umfragedaten ziemlich deutlich: Das Bild der grund-
sätzlichen Unvereinbarkeit von Demokratie und militärischer Sicherheitspolitik ist stark 
überzeichnet. Durch die gegenwärtige Lage in der Bundesrepublik wird es in keiner Weise 
gedeckt. 

10 D.S. Yost, »West German Party Politics and Theater Nuclear Modernization Since 1977« in: 
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Armed Forces and Society, 8 (1982), S. 525-560;]. Boutwell, »Politics and the Peace Movement in 
West Germany« in: International Security, 7 (1983), S. 72-92. 
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